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1 Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der Planung 

1.1.1 Ziele der Planung 
Anlass und Ziel der Planung  

Durch die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ soll Planungsrecht für 
eine an das Plangebiet / Geltungsbereich angepasste Bauweise innerhalb des B-Planes geschaffen 
werden. Die Baugrundstücke im Änderungsbereich sind geprägt von einer starken Hanglage und daher 
nur bedingt entsprechend der bestehenden Festsetzungen bebaubar. Zudem erweist sich die damals 
festgesetzte Grundflächenzahl von 0,2 und Geschossflächenzahl von 0,3 bei einer zulässigen 1-
geschossigen Bauweise mit Einliegerwohnung oder Pension als nicht praktikabel. Die zulässige 
überbaubare Fläche bei Einhaltung der Eingeschossigkeit und Ausweisung einer Einliegerwohnung / 
Pension lässt keinen geeigneten großen Wohnraum für eine Familie zu und ist auch aufgrund der 
Hanglage somit nicht rentabel. 

Durch die geplanten Anpassungen der Festsetzungen im Hinblick auf das Maß der baulichen Nutzung im 
Zuge der 1. Änderung sollen die noch unbebauten Baugrundstücke attraktiver werden, die Grundzüge 
und Ziele der allgemeinen Planung bzw. des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ jedoch 
beibehalten werden. Somit werden die Festsetzungen zur Eingrünung des Gebietes und Gestaltung und 
zu Abgrabungen und Aufschüttungen sowie auch die meisten der Gestaltungsvorschriften unverändert in 
der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ beibehalten. 

Die Anpassungen der Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 beziehen sich daher 
hauptsächlich auf die Festsetzungen zu den baulichen Anlagen (GRZ, GFZ, Geschosse, Höhe der 
baulichen Anlagen). Dies entspricht auch der aktuellen Vorgaben der Stadtentwicklung. Es ist sinnvoll 
bereits vorhandene und voll erschlossene Baugebiete nachzuverdichten, als neue Gebiete an anderer 
Stelle auszuweisen. Durch die Ausweisung der 1. Änderung des Bebauungsplans auch im Bereich der 
bereits bebauten Flächen, soll den Anliegern/Eigentümern dieser Grundstücke die Möglichkeit gegeben 
werden im Rahmen der geänderten Festsetzungen ihre Gebäude um- oder ausbauen. 

Die bauliche Nutzung im Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ ist im rechtskräftigen 
Bebauungsplan als Sondergebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser mit Einliegerwohnung sowie Pensionen 
und private Zimmervermietung bis zu 14 Betten festgesetzt worden. Entsprechend der gültigen 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) ist jedoch die Festsetzungen eines Sondergebietes mit den 
genannten Nutzungen (Wohnen, Einliegerwohnung, Fremdenzimmer) nach § 10 BauNVO nicht möglich 
bzw. zulässig. Aus diesem Grund haben wir die bauliche Nutzung im Zuge der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ geändert. Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet gem. 
§ 4 BauNVO ausgewiesen. Zulässig in diesem Sinne, sind Wohngebäude mit Einliegerwohnungen sowie 
Pensionen und private Zimmervermietungen bis zu 15 Betten. Dies entspricht weiterhin dem Bestand.  

Weiterhin werden die bereits vorhanden öffentlichen Straßen „Am Sonnenhang“ und „Im Augsgrund“ in 
ihrer tatsächlichen Lage im Änderungsbereich des Bebauungsplans dargestellt. 

Umweltbericht 

Der Umweltbericht behandelt gem. § 1 (6) Nr. 7. die Belange des Umwelt-, Landschafts- und 
Naturschutzes, ermittelt die umweltbezogenen Auswirkungen der Planung und erarbeitet Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verminderung und Kompensation potenzieller Eingriffe. 

Entsprechend § 2a BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bauleitplan und unterliegt 
damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich. Er dient der Grundlage für die 
durchzuführende Umweltprüfung. Der Umweltbericht und die eingegangenen Anregungen und Hinweise 
sind als Ergebnis der Umweltprüfung in der abschließenden bauleitplanerischen Abwägung zu 
berücksichtigen. 

1.1.2 Angaben zum Standort, Art und Umfang des Vorhabens 
Standort 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von 16.641 m² 
am nördlichen Ortsrand des Ortsteils Eckweisbach. Der Geltungsbereich bzw. das Plangebiet bezieht 
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sich auf das hier bereist ausgewiesene Sondergebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser und ist bereits voll 
erschlossen. Das Baugebiet ist aktuell zu über 50 % ausgelastet und entspricht mit den damalig 
getroffenen Festsetzungen nicht mehr den aktuell städtebaulichen Standards bzw. den örtlichen 
Gegebenheiten. 

Naturräumliche Lage 

Naturräumlich liegt der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ im 
„Osthessischen Bergland (35), der Haupteinheit „Vorder- und Kuppenrhön“ (353), hier speziell im 
Naturraum „Milseburger Kuppenrhön“ (353.21). 

Abgrenzung des Geltungsbereiches  

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Im Augsgrund“ beinhaltet die Flurstücke 51/6, 52/10, 52/11, 
52/12, 52/13, 52/16, 52/18, 52/19, 52/25, 52/27, 52/28, 52/29, 52/30, 51/4, 51/7, 55/7, 55/8, sowie auf die 
Flurstücke der öffentlichen Straßen 52/31, 52/33 sowie 52/32 teilweise, der Flur 11 in der Gemarkung 
Eckweisbach.  

 

Abb. 1: Übersicht Geltungsbereich der 1. Änderung B-Plan Nr.4 „Im Augsgrund“  

Die aktuelle Ausstattung im Geltungsbereich definiert sich durch die Ausweisung als Sondergebiet für ein 
Ein- und Zweifamilienhaus mit Einliegerwohnung. Das Plangebiet ist zum Teil durch die vorhandene 
Wohnbebauung charakterisiert sowie in den noch freien, unbebauten Grundstücksflächen durch die hier 
vorherrschenden ruderalen Grünflächen bzw. Brachen.  

Der Geltungsbereich grenzt im Süden an bestehende Siedlungsflächen im Ortsteil Eckweisbach an. Im 
Westen wird es durch die bestehende Erschließungsstraße „Im Augsgrund“ begrenzt und im Norden und 
Osten durch Feld-/Wirtschaftswege mit daran anschließenden landwirtschaftlichen Nutzflächen. 
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Abb. 2: Luftbild Lage des Geltungsbereiches / Plangebietes 1. Änderung B-Plan Nr. 4 „Im Augsgrund“ 

1.1.3 Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplans  
Der rechtkräftige Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ weist für den Geltungsbereich der 1. Änderung 
ein Sondergebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser mit Einliegerwohnung sowie Pensionen und private 
Zimmervermietungen bis zu 15 Betten aus. Zulässig in diesem Sinne sind Wohngebäude, mit 
Einliegerwohnungen und Pensionen, zulässig sowie ausnahmsweise Tagescafés mit einem Gastraum bis 
zu einer Größe von 35 m². Diese bislang zulässigen Nutzungen dienten vorwiegend dem Wohnen und 
der Erholungsnutzung, was auch den Nutzungen der Bestandsbebauung entspricht. Entsprechend wird 
im Zuge der 1. Änderung der Geltungsbereich als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 
ausgewiesen.  

Zulässig in diesem Sinne sind 
- Wohngebäude mit Einliegerwohnung sowie Pensionen und private Zimmervermietungen bis zu 

15 Betten 
Ausnahmsweise zugelassen sind hier: 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
störenden Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

Nach §1 Abs. 6 BauNVO sind folgende Nutzungen nicht zulässig:  
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 

Die maximal überbaubare Grundstücksfläche (GRZ) im Geltungsbereich wird auf 0,3 erhöht, das 
bedeutet es dürfen 30% der im Bebauungsplan ausgewiesen Sondergebietsfläche überbaut werden. Die 
Geschossflächenzahl (GFZ) ist auf 0,5 festgesetzt, weiterhin zulässig ist eine I- bis II-geschossige 
Bauweise. Ein Kellergeschoss ist grundsätzlich unter Berücksichtigung der Hessischen Bauordnung 
(HBO) zulässig. Weiterhin werden die überbaubaren Flächen durch Baugrenzen dargestellt und begrenzt.  
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Durch die Änderung des Bebauungsplans sollen die umgebenden Baustrukturen im positiven Sinne 
ergänzt werden. Die Gebäude sollen sich an die topographischen Gegebenheiten anpassen. Aufgrund 
der zum Teil sehr starken Hanglage wird die maximale talseitige Gebäudehöhe GH (Traufhöhe) im 
Allgemeinen Wohngebiet WA2 auf 7,50 m festgesetzt und im Allgemeinen Wohngebiet WA1 auf 6,00 m. 
Der Bezugspunkt hierfür ist das an das Gebäude angrenzende, natürliche Gelände. 

Weiterhin enthält der Bebauungsplan auch bauordnungsrechtliche Festsetzungen zu Dachformen, 
Dachgestaltung, Fassaden sowie zur Gestaltung der Grundstücksfreiflächen, um das Plangebiet und die 
dort zulässige Bebauung in das Ort- und Landschaftsbild einzugliedern. 

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 
Der Geltungsbereich bzw. das Plangebiet der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ 
umfasst eine Gesamtfläche von 16.642 m². Hiervon werden 2.518 m² als öffentliche 
Straßenverkehrsflächen ausgewiesen. Weiterhin sind rd.11.773 m² als Allgemeines Wohngebiet für Ein- 
und Zweifamilienhäuser ausgewiesen, wovon bei einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 ca. 3.532 m² 
überbaut werden dürfen. Die verbleibenden 2.351 m² sind als private Grünflächen (inkl. Graben) 
entsprechend der Festsetzungen im Bebauungsplan zu entwickeln. 

1.2 Darstellung der für das Vorhaben relevanten in einschlägigen Fachgesetzen und -
plänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes und ihrer Berücksichtigung bei der 
Planaufstellung  

Flächennutzungsplan 
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) der Marktgemeinde Hilders wird das Plangebiet im OT 
Eckweisbach bereits als Sonderbaufläche ausgewiesen.  

Verbindliche Bauleitplanung 
Für das Plangebiet liegt der rechtskräftige Bebauungsplan Nr.4 „Im Augsgrund“ vor, welcher durch das 
Planvorhaben erstmalig geändert werden soll. Ziel der 1. Änderung des bestehenden Bebauungsplans, 
ist die Schaffung von Planungsrecht, um eine bessere Bebaubarkeit der noch unbebauten Grundstücke, 
welche bereits als Wohnbaufläche für Einzelhäuser mit Einliegerwohnung / Pension ausgewiesen 
wurden, aufgrund der gegeben topografischen Gegebenheiten zu ermöglichen und den Eigentümern der 
bereits bebauten Grundstücke die Möglichkeit baulicher Anpassungen zu schaffen. 

Bei der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ handelt es sich maßgeblich um eine 
Innenentwicklung bzw. Wiedernutzbarmachung von Teilflächen. Dennoch werden die aktuell noch 
unbebauten Grundstücksflächen wie unbebaute Außenbereichsflächen behandelt (vgl. Stellungnahme 
des RP Kassel, Regionalplanung) und die Änderung des Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen 
Regelverfahren mit Umweltprüfung. 

Sonstige rechtliche Vorgaben 

Weitere rechtliche Vorgaben für den Bereich des Plangebietes sind aktuell nicht bekannt. 

Fachgesetze 
In verschiedenen Fachgesetzen werden Ziele des Umweltschutzes definiert, die bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen zu berücksichtigen sind. Die wichtigsten Fachgesetze sind dabei das: 

- Baugesetzbuch (BauGB)  

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

- Umweltinformationsgesetz (UIG)  

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)  

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG).  

Hierzu kommen nachfolgend fachspezifische Landesgesetze: 

- Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBnatSchG)  

- Hessisches Wassergesetz (HWG) 
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- Hessisches Waldgesetz (HWaldG)   

- Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz (HAltBodSchG). 

Schutzgebiete / Schutzausweisungen 
Das Plangebiet befindet sich im Biosphärenreservat Rhön sowie im Naturpark Hessische Rhön. 

Weitere Überschneidungen mit Schutzgebieten im Sinne der §§ 23 – 26 BNatSchG (Naturschutzgebiete, 
Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete) sind nicht 
vorhanden. Ebenfalls sind keine Naturdenkmale, geschützte Landschaftsbestandteile oder gesetzlich 
geschützte Biotope im Plangebiet selbst vorhanden. 

Das Landschaftsschutzgebiet „Hessische Rhön“ grenzt nördlich und östlich an das Plangebiet an. Das 
Vogelschutzgebiet „Hessische Rhön“ (NATURA 2000-Gebiet DE 5425-401) beginnt nördlich des 
Plangebietes. Die im Norden des Plangebietes beginnenden landwirtschaftlichen Flächen 
(Grünland/Wiesen) gehören zum gesetzl. Geschützten Biotopkomplex „Südhang der „Eckweisbacher 
Kuppe“ nördlich Eckweisbach. Dieser geschützte Wiesenkomplex zieht sich bis an den weiter nördlich 
beginnenden Waldrand. 

Es wird davon ausgegangen, dass übergeordnete Erhaltungsziele bzw. Schutzzwecke von Gebieten 
gemeinschaftlicher Bedeutung, wie z.B. NATURA 2000-Gebiete bzw. im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes, durch die Entwicklung des Plangebietes nicht beeinträchtigt werden. 

Trinkwasserschutzgebiete oder Heilquellenschutzgebiete sind nicht durch das Vorhaben betroffen bzw. 
befinden sich nicht im Plangebiet bzw. näheren Umfeld. 

1.3 Art und Menge sowie Vermeidung von Emissionen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von 
Belästigungen 

Im Rahmen der Abwägung sind nach §1 Abs. 7 BauGB die Belange des Immissionsschutzes 
entsprechend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden.  

Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung des Allgemeines 
Wohgebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser, welches hauptsächlich dem Wohnen dient, kann dem 
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden. 

Schädliche Umweltwirkungen sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeiführen. 

Diese entstehen ggf. im Plangebiet im Zuge der Anlage / Bauzeit neuer Wohngebäude durch Baulärm 
(Baumaschinen, Bauverkehr). Diese Einflüsse sind jedoch als temporär einzustufen und bedürfen 
demnach keiner gesonderten Festsetzung in dem vorliegenden Bebauungsplan. 

Grundsätzlich ist die Einhaltung aller sich aus der TA Lärm ergebenden Anforderungen innerhalb und 
außerhalb. 

Störfallbetriebe i.S. der sog. Serveso-III-Richtlinie sind im näheren Umfeld des Plangebietes nicht 
bekannt. 

Die bauplanungsrechtliche zulässige Bebauung wird keine besonderen und speziell für die Luftqualität 
relevanten Emissionen zur Folge haben, so dass die Planung zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität führen wird. 

1.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung sowie 
sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Die im Bereich des Plangebietes anfallenden Abfälle müssen ordnungsgemäß entsorgt werden. Über die 
üblichen, zu erwartenden Abfälle hinausgehend sind derzeit keine aus der künftigen Nutzung 
entstehenden Sonderabfallformen absehbar. 
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Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwendet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 
HWG).  

Die Entwässerung bzw. Leitungsinfrastruktur für die Abwasserentsorgung des Bebauungsplangebietes 
Nr. 4 „Im Augsgrund“ ist bereits hergestellt. Das Plangebiet der 1. Änderung schließt an die anliegenden 
Ver- und Entsorgungsleitungen an. 

Zusätzliche Maßnahmen zur Reduzierung der Oberflächenversiegelung und ggf. eine 
Regenwasserspeicherung sind zulässig und im Zuge des Baugenehmigungsverfahren nach Bedarf zu 
planen und zu bemessen. 

1.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 
durch Unfälle und Katastrophen 

Die vorliegende Planung bereitet keine Ansiedlung von Gewerbe- oder Industriebetrieben vor. 
Altablagerungen, Altstandorte, Verdachtsflächen, Altlasten und Flächen mit sonstigen schädlichen 
Bodenveränderungen innerhalb des Plangebietes sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht bekannt.  

Bei der Umsetzung der 1. Änderung des Bebauungsplans sowie der späteren Nutzung sind keine Risiken 
durch Unfälle oder Katastrophen abzusehen. 

1.6 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bzgl. Gebieten mit 
spezieller Umweltrelevanz oder bzgl. der Nutzung von natürlichen Ressourcen 

Eine Kumulierung mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht bekannt. 

1.7 Auswirkungen der Planung auf das Klima und die Anfälligkeit des geplanten 
Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Die Marktgemeinde Hilders ist Ende 2020 dem Bündnis „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ 
beigetreten. Damit ist der Klimaschutz ein Leitgedanke für Entscheidungen der Gemeinde. Ziel der 
„Klima-Kommunen“ ist es, den Energieverbrauch und die Treibhausgasemissionen zu reduzieren und 
sich an verändernde klimatische Bedingungen anzupassen. 

Es ist davon auszugehen, dass die Umsetzung der Planung keine erheblich negativen Auswirkungen auf 
das Klima hat, da sich die Auswirkungen der Anpassung der Festsetzungen der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ bei Durchführung vor allem auf das Plangebiet selbst 
konzentrieren werden. Aufgrund der zulässigen Überbauung/Neuversiegelung im Bereich der geplanten 
Wohnhäuser und im Bereich der noch unbebauten Grundstücke ist mit kleinklimatischen Veränderungen, 
wie der Einschränkung der Verdunstung und ggf. einem leichten Anstieg der Durchschnittstemperatur, zu 
rechnen.  

Die nördlich, östlich und auch westlich an das Plangebiet angrenzenden Freiflächen dienen der 
nächtlichen Kaltluftproduktion. Aufgrund der Hanglage des Plangebietes, nach Süden abfallend, kann die 
entstehende Kaltluft und auch Frischluft gut in den Siedlungsbereich abfließen. Die im Plangebiet 
anzulegenden privaten Gärten führen im Plangebiet selbst zur kleinklimatischen Verbesserung des 
Klimas und der Luft.  

Die durch das geplante Vorhaben zu erwartenden klimatischen Auswirkungen beschränken sich auf das 
Plangebiet der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 selbst und werden als gering eingestuft. Durch die 
1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ sind somit keine Auswirkungen auf das Makro- 
oder Mesoklima ersichtlich. 

Weiterhin beinhaltet die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ Festsetzungen, 
Hinweise und Empfehlungen die dem Klimaschutz zugutekommen, wie Festsetzungen zur Gestaltung der 
Beleuchtung um Energie zu sparen und die Lichtverschmutzung im Plangebiet zu verringern, 
Festsetzungen zur Herstellung /Entwicklung von extensiven Dachbegrünungen auf Flach- und 
Pultdächern sowie die Vorgabe der Gestaltung von Nebenanlagen (Stellplätze, Zufahrten) – Herstellung 
in wasserdurchlässiger Bauweise. 

Eine Anfälligkeit des geplanten Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht 
erkennbar. Eingesetzte Techniken und Stoffe 
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Zu den Belangen trifft der Bebauungsplan keine gesonderten Festsetzungen. Die Planung unterliegt 
weder der Störfallverordnung noch sonstigen nach BImSchG relevanten Genehmigungsverfahren. Für 
die Umsetzung des Vorhabens werden voraussichtlich nur allgemein häufig verwendete Techniken und 
Stoffe angewandt bzw. eingesetzt. Diese müssen den allgemein gültigen Regeln der Technik 
entsprechen. 

1.8 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen 
energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter 
erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und 
einzuhalten sind. 

Entsprechend des Gebäudeenergiegesetzes (GEG in der aktuellen Fassung vom 20.07.2022) werden die 
Eigentümer von Gebäuden, die neuerrichtet werden, dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des 
Gebäudes durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken sowie bei der Errichtung 
und wesentlichen Änderung von Gebäuden einen bestimmten Standard an Maßnahmen zur Begrenzung 
des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten.  

Die noch gültige Engerieeinsparverordnung (EnSikuMaV, aktueller Stand 15.02.2023) sieht auch für 
Privathaushalte Maßnahmen zur Energieeinsparung vor.  

Insofern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der 
Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern 
vielmehr auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils 
gültigen Fassung zu verweisen. 

1.9 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Fläche, Flächenverbrauch) 
Gemäß §1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden; 
dabei sind zur Vermeidung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Städte/Gemeinden insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Diese Grundsätze sind bei der Abwägung 
gemäß  
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Die Marktgemeinde Hilders ist bestrebt, Flächen im Innenbereich einer baulichen Nutzung zuzuführen 
und so einen Beitrag zur baulichen Innenentwicklung zu leisten. Bei der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 4 „Im Augsgrund“ handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung bzw. 
Nachverdichtung von Siedlungsbereichen, die der baulichen Entwicklung des Geltungsbereiches dienen. 

Bei dem hier noch unbebauten Flächen innerhalb des Geltungsbereiches handelt es sich um 
Außenbereiche im Innengebiet. Die Grundstücke sind bereits voll erschlossen und befinden sich 
innerhalb der rechtkräftigen Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“. Der Großteil bzw. mind. 50% des 
Geltungsbereiches des rechtskräftigen Bebauungsplans sind bereits bebaut und es hat sich hier bereits 
eine schöne Siedlung bzw. Siedlungsbereich entwickelt.  

Die Belange des Bodenschutzes werden in der fachlich gebotenen und gesetzlich erforderlichen Form 
berücksichtigt. Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu 
befestigten Flächen zu minimieren, wie z.B. die Festlegung, dass PKW-Stellplätze nur in 
wasserdurchlässiger Weise befestigt werden dürfen sowie die Festsetzung, dass Dächer mit einer 
Dachneigung von unter 10° zu 80% mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen sind. Die zulässige  
Versiegelung /Überbauung wird zwar im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 von (GRZ) 0,2 
auf 0,3 erhöht. Diese liegt jedoch im unteren Bereich für ein Wohnbaugebiet. Die Art der Nutzung bzw. 
der Ausweisung des Allgemeinen Wohngebietes für Ein- und Zweifamilienhäuser, welches vorwiegend 
dem Wohnen dient sowie der damit verbundenen Schaffung von temporären Wohnnutzungen durch 
Pensionen und private Zimmervermietungen, wird weiterhin Rechnung getragen. Die Nutzungen und 
Eigenart des Gebietes bleiben weiterhin unverändert. Das Gebiet mit den bereist getroffenen 
Festsetzungen zur Begrünung der privaten Grünflächen fügt sich durch die 1. Änderung des 
Bebauungsplans mit der möglichen Bebauung in die Landschaft ein. 
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2 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen 
Umweltzustands (Basisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der 
Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden  

2.1 Boden, Fläche  
Boden 

Die Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden erfolgt unter Berücksichtigung der „Arbeitshilfe 
zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB 
in Hessen“.  

Die Daten zur Beschreibung und Bewertung des Bodens im Plangebiet stammen aus dem BodenViewer 
Hessen. Im Rahmen der Bodenfunktionsbewertung werden folgende Bodenfunktionen herangezogen: 

- Bodenfunktion: „Produktion“, Kriterium „Acker-/Grünlandzahl“ 

- Bodenfunktion: „Lebensraum für Pflanzen“, Kriterium „Ertragspotenzial“   

- Bodenfunktion: „Funktion des Bodens im Wasserhaushalt“, Kriterium „Wasserspeicherfähigkeit“ 
(Feldkapazität FK)  

- Bodenfunktion: „Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium“, Kriterium 
„Nitratrückhaltevermögen“.  

Die Bewertung erfolgt jeweils in fünf Stufen von sehr gering (1) bis sehr hoch (5).  

Bei den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im 
Augsgrund“ handelt es sich bereits um anthropogen überprägte Bodenform in der Nähe von Siedlung und 
Verkehr (vgl. BodenViewer Hessen, HLNUG).  

Teile des Plangebietes sind bereits bebaut und versiegelt, andere Teilflächen sind noch vollständig 
unversiegelt und verfügen daher über Böden mit natürlichen Funktionen. 

Bei den hier vorkommenden natürlichen Böden handelt es sich um Böden aus solifluidalen Sedimenten. 
Als Bodeneinheit sind hier Braunerden zu verzeichnen. Weiterhin handelt es sich um Standorte mit 
geringem bis mittlerem Wasserspeichervermögen und schlechtem bis mittleren natürlichen 
Basenhaushalt.  

Hinsichtlich allgemeiner Bodenfunktionen haben die Siedlungs-Böden im Plangebiet aufgrund ihrer 
anthropogenen Prägung eine geringe Bedeutung. Auch die bodenfunktionale Gesamtbewertung, der im 
Norden des Plangebietes vorkommenden natürlichen Böden, wird als gering bewertet. Das 
Ertragspotenzial ist mittel, die Feldkapazität und das Nitratrückhaltevermögen sind gering.  

Seltene und schützenswerte Bodenformationen sind darüber hinaus nicht vorhanden.  

Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen im Plangebiet bzw. im Bereich der vorkommenden Böden 
zeigt, dass die Böden von geringer Bedeutung sind. Das Bewertungsschema für die Gesamtbewertung 
der Bodenfunktionen folgt der vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz herausgegebenen Methodendokumentation „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ 
(HMUELV, 2013). 

Fläche 

Bei den im Plangebiet vorhandenen Flächen handelt es sich um teilbebaute Flächen und um 
teilunbebaute, brachliegende Baugrundstücke am Rande des Siedlungsgebietes von Eckweisbach. 

Für das Schutzgut Fläche ist zu betrachten, welches Verhältnis zwischen überbautem Bereich und 
unbebautem Bereich besteht. Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 umfasst 
eine Fläche von 16.642 m². Hiervon sind im Bestand bereist rd. 2.418 m² durch Verkehrsflächen 
versiegelt. Weitere 11.773 m² sind als Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. Innerhalb dieses 
Wohnbaufläche erhöht sich durch 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 die mögliche überbaubare 
Fläche (GRZ) von 0,2 auf 0,3. Das heißt, es dürfen 10 % der ehemaligen Sondergebietsfläche bzw. 
jetzigen Wohnbaufläche zusätzlich zur ursprünglichen Ausweisung überbaut werden (GRZ 0,2 = 2.355 
m², GRZ 0,3 = 3.532 m²; Erhöhung = 1.177 m²). Hiervon sind im Bestand bereits 50% bebaut, die 
restlichen 50% der überbaubaren Flächen sind unversiegelt 
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Durch das Vorhaben bzw. die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 kommt es somit zu einer 
zulässigen Überbauung bzw. Vollversiegelung von insgesamt 1.177 m² innerhalb des gesamten 
Plangebietes. C.? 8.241 m² verbleiben als private Grünflächen, welche als Hausgärten angelegt werden 
bzw. bereits angelegt sind. Weitere 2,351 m² des Plangebiets sind zudem als privaten Grünflächen mit 
Bindungen zum Anpflanzen und zur Entwicklung von Grünflächen festgesetzt. 

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

In Bezug auf das Schutzgut Fläche wird aufgrund der getroffenen Festsetzungen die mögliche 
Versieglung des Plangebietes von 20% auf 30% des Gebietes erhöht. Was zu einer zusätzlichen 
Versiegelung/Überbauung von 1.177 m² innerhalb des Plangebietes führen kann. 

Die verbleibenden Flächen werden als Freiflächen (Hausgarten) angelegt. Die Auswirkungen auf das 
Schutzgut Fläche werden aufgrund der eher geringen zusätzlichen Flächeninanspruchnahme als nicht 
erheblich eingestuft.  

Das Plangebiet ist bereits als Sondergebiet für Einfamilien- und Zweifamilienhäuser mit der 
Zweckbestimmung Wohnen ausgewiesen. Eine Umnutzung findet nicht statt. Die bereist im rechtkräftigen 
Bebauungsplan Nr. 4 zulässig Überbauung (GRZ = 0,3) gilt für den gesamten Änderungsbereich, auch 
für die bereits bebauten Grundstücke. Somit werden durch das Vorhaben bzw. die 1. Änderung des 
Bebauungsplans zusätzlich Böden für Überbauung /Versiegelung im Umfang von 1.177 m² möglich. 

Die Bodenfunktionen als Lebensraum für Pflanzen sowie als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium 
werden durch die Neuversiegelung, im Wesentlichen durch die mögliche Überbauung im Bereich des 
Allgemeinen Wohngebietes (GRZ = 0,30) beeinträchtigt. Aufgrund des Flächenverbrauchs wird auch die 
Wasseraufnahme des Bodens nachteilig beeinflusst.   

Die Böden des Plangebietes sind jedoch bereits vorbelastet und anthropogen überformt.  

Um grundsätzlich mit Bodenversiegelungen verbundenen negativen Effekten (Erhöhung des 
Oberflächenabflusses des Niederschlagswassers, Erhöhung des Spitzenabflusses der Vorfluter, 
steigende Hochwasserspitzen, Verringerung der Grundwasserneubildung) entgegenzuwirken, sind der 1. 
Änderung des Bebauungsplans nachfolgende Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen getroffen worden: 

- Die Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Flächenbefestigungen sind zu minimieren. Befestigungen der Zufahrten und Stellplätze sollten in 
offenfugigen bzw. durchlässigen Materialien (z.B. Rasenfugenpflaster, Schotterdecke) hergestellt 
werden. 

- Als Dachform von Garagen und Carports sind auch Pultdach oder Flachdach zulässig. Dächer 
von Garagen und Carports mit einer Dachneigung von unter 10° und einer Dachfläche von >50 
m² sind jeweils zu einem Anteil von mind. 80 % in extensiver Form mit einer Sedum-Kraut-
Begrünung zu versehen. Die Stärke der Vegetationsschicht muss mind. 8 cm, die Gesamtstärke 
des Begrünungsaufbaus bei Verwendung einer Dränmatte mind. 10 cm, bei Verwendung eines 
Schüttstoffgemisches mind. 12 cm betragen. 

- Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.          
Die Festsetzungen in Punkt 7a und 7b des rechtkräftigen Bebauungsplan Nr.4 „Im Augsgrund“ 
sind dabei einzuhalten. 

- In Vorgärten sind Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten oder -schüttungen von mehr als 1 m² 
Fläche unzulässig, soweit sie:  

o auf einem (Unkraut-)Vlies, einer Folie oder einer vergleichbaren Untergrundabdichtung 
aufgebracht werden 

o und nicht wie bei einem klassischen Steingarten die Vegetation, sondern das steinerne 
Material als hauptsächliches Gestaltungsmittel eingesetzt wird 

o oder soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienen. Dem 
Spritzwasserschutz dienen Hausumrandungen mit einer Breite von bis zu 40 cm oder 
entsprechend dem jeweiligen Dachüberstand. 

- Zudem enthält die 1. Änderung des Bebauungsplans Hinweise und Empfehlungen Zum 
Grundwasserschutz und dem Umgang von Niederschlagswasser, welche den gesetzlichen 
Regelungen entsprechen und zu beachten sind. 



  
 Datum: 10.10.2023 
 Seite 13 (25) 
 
 

Umweltbericht zur 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“, OT Eckweisbach 

Darüber hinaus sind aus Sicht des Bodenschutzes im Rahmen der Bauausführung die vom Hessischen 
Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) 
herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Häuslebauer“ und „Bodenschutz für Bauausführende“ zu 
beachten. 

Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare 
Bodenschicht, sind die Anforderungen des § 12 BBodSchV i.V.m. der Vollzugshilfe der LABO zu § 12 
BBodSchV zu beachten, ansonsten gelten die Anforderungen der jeweils annehmenden Stelle.“ 

Die beschriebenen eingriffsminimierenden Maßnahmen, mit dem Ziel der Reduzierung des 
Direktabflusses, lassen eine wirksame Minderung der Auswirkungen erwarten. 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden / Fläche ergeben sich durch die zusätzliche 
Inanspruchnahme der vorhandenen natürlichen Böden durch Versieglung im Umfang von 1.177 m². 
Diese sind durch geeignete Maßnahmen vor Ort zu reduzieren bzw. im Zuge der Ausgleichsermittlung zu 
berücksichtigen. 

2.2 Wasser 
Das Schutzgut Wasser gliedert sich in die Bereiche Grundwasser und Oberflächengewässer. Hinsichtlich 
des Grundwassers sind die bewertungsrelevanten Schutzfunktionen vor allem die 
Verschmutzungsempfindlichkeit und das Grundwasserdargebotspotential. Das Teilschutzgut 
‚Oberflächengewässer’ umfasst sowohl Gewässer natürlichen Ursprungs als auch anthropogene 
Gewässer. 

Das Schutzgut Wasser hat im Naturhaushalt die Aufgabe, die Wassermenge und –güte des ober- und 
unterirdischen Wassers zu erhalten, zu erneuern und nachhaltig zu sichern. 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich im hydrologischen Großraum „Mitteldeutsches Bruchschollenland“, hier in 
der hydrogeologischen Einheit „Mittlerer Buntsandstein (außer Sollig Folge)“ im Teilraum „Fulda-Werra-
Bergland und Solling“. Das Plangebiet selbst wird als hydrologisch ungünstig eingestuft (GruSchu 
Hessen, HLNUG 2023), da es sich um ein Gebiet mit einer wesentlichen, weiträumigen 
Grundwasserstockwerksgliederung handelt. 

Die Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung ist gering bis mittel, die Durchlässigkeit mäßig bis 
gering. 

Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiete befinden sich nicht im Plangebiet oder näheren Umkreis.   

Oberflächenwasser 

Im Plangebiet der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ quert ein offener 
Entwässerungsgraben das Plangebiet von Norden in Richtung Süden. Dieser ist als Grabenparzelle im 
Bebauungsplan festgesetzt. Entlang des Grabens ist dieser beidseitig mit Erlen und Weiden zu 
bepflanzen (private Grünflächen, Festsetzung 7b Punkt 2). Natürliche Fließ- oder Stillgewässer befinden 
sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans. 

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Durch die Ausweisung des Bebauungsplanes und die damit verbundene Überbauung / Versiegelung und 
Bodenverdichtung wird bereits vorhandene Infiltrationsfläche von Regenwasser in Anspruch genommen. 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr.4 „Im Augsgrund“ werden ca. 1.177 m² zusätzlich durch 
Überbauung in Anspruch genommen. 

Die im Plangebiet zusätzliche Überbauung von rd. 1.177 m² ist im Hinblick auf die Umgebung und die 
Gesamtfläche des Plangebietes eher als gering zu bewerten, da hierbei ausschließlich anthropogen 
gestörte Bereiche (ruderale Siedlungsbiotope) beinhaltet sind. Von einer merklichen Erhöhung des 
Oberflächenwasserabflusses und einer Verringerung der Grundwasserneubildung ist aufgrund der 
festgesetzten Baudichte (GRZ 0,30) nicht zurechnen. Natürliche Oberflächengewässer sind vom 
Vorhaben nicht betroffen. 

Das Schutzgut Wasser hat somit im vom Vorhaben betroffenen Bereich insgesamt eine geringe 
Bedeutung. Das anfallende Oberflächenwasser wird größtenteils vor Ort versickern bzw. an den im 
Straßenraum befindlichen gemeindlichen Kanal angeschlossen.  
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Um die Versickerung von Regenwasser vor Ort zu fördern, wird auf eine Flächenversiegelung über das 
notwendige Maß hinaus verzichtet, und – wo möglich – auf versickerungsfähige Oberflächenbeläge 
zurückgegriffen (z.B. in Form von Parkplätzen mit Rasenfugenpflaster). Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 

2.3 Klima und Luft einschl. Aussagen zur Vermeidung von Emissionen, zur Nutzung 
erneuerbarer Energien, zur effizienten und sparsamen Nutzung von Energie sowie 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Das regionale und lokale Klima eines Landstriches wird neben den allgemeinen klimatischen und 
atmosphärischen Einflüssen hauptsächlich durch seine Oberflächenstruktur und die Boden- und 
Landnutzung beeinflusst. 

Ein wichtiges klimaprägendes Kriterium sind die unterschiedlichen Formen der Landnutzung. 

Die Marktgemeinde Hilders, speziell der Ortsteil Eckweisbach liegt ungefähr 450 m über dem 
Meeresspiegel. Es gibt viel Niederschlag, selbst in trockenen Monaten. Der mittlere Jahresniederschlag 
liegt bei ca. 911 mm/Jahr. Die Jahresdurchschnittstemperatur beträgt im Gebiet der Marktgemeinde 
Hilders ca. 8°C.  

Das Plangebiet selbst sowie die angrenzenden Siedlungsstrukturen des OT Eckweisbach sind ländlich 
geprägt. Der Ortsteil befindet sich größtenteils in Tallage, das Gelände steigt nach Norden deutlich an. 
Das Plangebiet selbst befindet sich bereits in Hanglage, ein Frisch- und Kaltluftabfluss ist hier im Gebiet 
vorhanden. Das Gebiet weist nur geringe klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeiten gegenüber einer 
Nutzungsintensivierung auf.  

Größere Waldgebiete, welche als Frischluftentstehungsgebiete fungieren können, befinden sich nördlich 
in ca. 620 m Abstand zum Plangebiet.  

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Das Plangebiet befindet sich am Siedlungsrand. Nördlich, westlich sowie östlich wird es von Freiflächen 
(Wiesen) begrenzt, welche von Norden und Osten in Richtung Siedlung (Süden) hin abfallen. Insgesamt 
ist im Plangebiet von einer guten Frischluftversorgung zu sprechen. 

Durch zusätzliche Flächenversiegelung ist mit einer Einschränkung der Verdunstung und geringfügigem 
Anstieg der Durchschnittstemperatur im Plangebiet selbst zu rechnen. Auf Grund der eher geringen 
baulichen Verdichtung innerhalb des Plangebietes ist der Eingriff von untergeordneter Bedeutung für die 
lokalklimatischen Verhältnisse der Gemeinde bzw. Ortsteils.  

Eine ausreichende Begrünung der privaten Grundstücksfläche sowie der Verzicht auf Vollversiegelung 
wo möglich sowie ggf. auch kleinflächige Dachbegrünungen können sich positiv auf die kleinklimatische 
Situation der Wohnbebauung auswirken. Hierzu enthält bereits der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 4 
„Im Augsgrund“ entsprechende Festsetzungen zu Pflanzungen auf den privaten Grundstücken  
(vgl. Punkt 7 B-Plan Nr. 4 „Im Augsgrund“). Diese Festsetzungen gelten auch weiterhin für den Bereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4. Im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplans wurden 
zudem noch bauordnungsrechtliche Festsetzungen getroffen, wie die Herstellung von extensiven 
Dachbegrünungen bei Pult- und Flachdächern, die Herstellung von Nebenanlagen (Zufahrten, Stellplätze) 
in wasserdurchlässiger Bauweise. Diese Festsetzungen wirken sich positiv auf den Naturhaushalt, auch 
Klima und Luft, im Plangebiet aus.  

Die bauplanungsrechtlich zulässige Bebauung wird keine besonderen und speziell für die Luftqualität 
relevanten Emissionen zur Folge haben; die Ausrichtung der Wohnbebauung, sowie die Höhe der 
Bebauung sorgt dafür, dass kein Querriegel den Talwind bremst. Die Planung wird daher auch zu keinen 
erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen 
Luftqualität führen. 

Veränderungen, die den Klimawandel begünstigen (z.B. durch Treibhausgasemissionen, Aufheizung von 
Siedlungsbereichen, Veränderung des Wasserhaushalts etc.) werden aufgrund des geringen Umfangs 
des Vorhabens nicht hervorgerufen. Zudem können kleinklimatische Folgen durch die Bepflanzungen der 
privaten Grünflächen deutlich abgemildert werden. 

2.4 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Biotop- und Nutzungstypen 
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Die naturschutzfachliche Bewertung erfolgt auf der Grundlage der im Gelände kartierten Biotope und 
ihrer Ausprägung. Bewertungskriterien sind der Natürlichkeitsgrad der Vegetation, die 
Erhaltungswürdigkeit des Lebensraumes, seine Fähigkeit zur Regeneration und seine Seltenheit  
(s. hierzu u. a. BASTIAN et al. 1994, 1999). In der KV Hessen werden den einzelnen Biotoptypen 
Wertpunkte (im Folgenden WP) zugeordnet, die bereits eine Bewertung darstellen. Ein geringer 
Punktwert soll einen niedrigen ökologischen Wert bedeuten, ein hoher Punktwert hingegen soll die hohe 
ökologische Bedeutung des Biotoptyps widerspiegeln .  

Folgende Wertstufen wurden gebildet:  

1 = sehr hoch (64 – 80 WP)  
2 = hoch (47 – 63 WP)  
3 = mittel (30 – 46 WP)  
4 = gering (nachrangig; 13 – 29 WP)  
5 = sehr gering (nachrangig; 3 –12 WP) 

Die Bewertung der abiotischen Naturgüter (Boden, Wasser, Klima/Luft) und des Landschaftsbildes 
einschließlich des Erholungswertes ist i.d.R. in der Bewertung der Biotoptypen nach Anlage 1 der KV 
enthalten. 

Im Bestand ist das Plangebiet zum Teil bereits mit Wohnhäusern bebaut, zum Teil sind aber die 
Baugrundstücke auch noch unbebaut. 

Hauptsächlich handelt es sich bei den hier vorkommenden Biotopen/Nutzungstypen um Siedlungsbiotope 
und extensiv genutzte Wiesen im besiedelten Raum bzw. Ruderalflächen. Zum Teil sind bei den bereits 
bebauten Grundstücken strukturreiche Hausgärten entwickelt. 

Im Nachfolgenden werden die im Untersuchungsraum vorkommenden Biotoptypen beschrieben und 
bewertet. 

11.225 Extensivrasen, Wiesen im besiedelten Bereich 
Dieser Biotop-/Nutzungstyp ist im Bereich der unbebauten Grundstücke zu finden. Das Gelände wurde 
hier im Zuge der Erschließung des Baugebietes (Herstellung der Erschließungsstraßen, 
Leistungsinfrastruktur etc.) aufgrund der Hanglage mit überformt. Auf den Flächen hat sich im Anschluss 
eine ruderale Wiesenfläche entwickelt. Zum Teil sind an den Randbereichen (Straßenseitig) noch 
vegetationsfreie Flächen erkennbar.  

Der Biotoptyp hat im Allgemeinen eine „geringe“ Bedeutung. Dennoch können diese Wiesen / 
Grünflächen einen potenziellen Lebensraum für z.B. bodenbrütende Vogelarten sowie Reptilien 
(Zauneidechse) darstellen und werden als Nahrungshabitat verschiedener Vogelarten daneben oder 
zugleichInsekten genutzt.  

Der Biotoptyp wird daher mit einer „mittleren“ Bedeutung eingestuft. 

11.221 /11.222 Arten- und strukturarme Hausgärten sowie arten – und strukturreiche Hausgärten 
Im Bereich der bereits bebauten Wohnbaugrundstücke wurden die privaten Freiflächen entsprechend 
begrünt. So haben sich unterschiedlich ausgeprägte Hausgärten entwickelt. Die hier angelegten und 
entwickelten Grünstrukturen (Sträucher, Obst- und Laubbäume, Ziersträucher und Staudenbeete) stellen 
grundsätzlich potenziellen Lebensraum für verschiedene Vogelarten und Insekten, z.T. Kleinsäuger dar. 
Hauptsächlich werden diese als Nahrungshabitat genutzt. 

Die Hausgärten werden aufgrund ihrer Nutzung grundsätzlich von „geringer„Bedeutung“ für den Arten- 
und Biotopschutz eingeschätzt. Jedoch, je nach Ausstattung, können sie auch eine „Mittlere Bedeutung“ 
aufweisen. Gerade hier am Siedlungsrand stellen sie einen schönen Übergang zur freien Landschaft dar.  

10.710 – Überbaute Flächen, Dachflächen nicht begründe 
Wie bereits beschrieben sind bereits 50% der Bauflächen im Plangebiet bebaut. Hierbei handelt es sich 
um Wohnhäuser mit ihren Nebenanlagen. Die Flächen sind fast vollständig versiegelt und haben keine 
große Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz.  

Dennoch können diese Wohngebäude und Nebenanlagen vor allem im ländlichen Gebiet als 
Lebensraum für gebäudebrütende Vogelarten und die Dächer ggf. als Winterquartier für Fledermäuse 
dienen.  
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10.510 Sehr stark oder völlig versiegelte Flächen (Beton, Asphalt) 
Bei diesem Biotop-/Nutzungstyp handelt es sich um die bereits vorhandenen öffentlichen 
Erschließungsstraßen sowie Gehwege im Plangebiet. Diese sind aufgrund ihrer Versiegelung und 
Nutzung von sehr geringer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz. 

05.243 Arten- und strukturarme Gräben 
Hierbei handelt es sich um einen künstlich angelegten Entwässerungsgraben, der das Plangebiet von 
Norden in Richtung Süden durchquert. Die Grabenparzelle befindet sich in Eigentum der Gemeinde. Zum 
Teil wurden entlang des Grabens, im Bereich der bereits bebauten Grundstücke, die Randbereiche mit 
heimischen Bäumen und Sträuchern bepflanzt. Jedoch meist ist die gemäß Bebauungsplan festgesetzte 
Bepflanzung entlang des Grabens noch fehlend. 

Der Graben wurde künstlich angelegt. Er verläuft geradlinig in einem Trapezprofil ohne  
Ufer- /Sohlbefestigung. Im Bereich der querenden Erschließungsstraße verläuft er verrohrt. Der Biotoptyp 
stellt aufgrund fehlender Ausstattung keinen geeigneten Lebensraum für streng geschützte Arten dar. Der 
Biotoptyp wird als „gering“ bedeutend eingestuft.  

 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die im Planungsraum vorkommenden Biotoptypen 
und über ihre Bedeutung. 

Typ-Nr. Bezeichnung in Anlehnung 
an 

Kompensationsverordnung 

§ 30 
BNatschG/ 

§ 13 
HAGBNatS

chG 

FFH-LRT Wertpunkte 
(m²) 

Aufschlag 
(+) 

Abschlag 
(-) 

Bedeutung 

05.243  Arten- und strukturarme 
Gräben  

- - 29 - gering 

10.510 Sehr stark oder völlig 
versiegelte Flächen 

- - 3 - sehr gering 

10.710 Überbaute Flächen, 
Dachfläche nicht begrünt 

- - 3 - sehr gering 

11.221 / 
11.222 

Arten- und strukturarme 
Hausgärten / arten- und 
strukturreiche Hausgärten  

- - 14 - 25 - gering 

11.225 Extensivrasen, Wiesen im 
besiedelten Raum  

- - 23 - - gering - mittel 

Tabelle 1: Vorkommende Biotoptypen und ihre Bedeutung 

 

Biotopschutzrechtliche Belange 

Im Plangebiet selbst befinden sich keine gemäß § 30 BNatSchG geschützten Biotope. Die im Plangebiet 
bzw. direkten Umfeld vorhandenen Gehölzbestände sollen jedoch im Zuge der Ausweisung der  
1. Änderung des Bebauungsplans geschützt und erhalten bleiben. Der Bebauungsplan enthält dazu 
nachfolgende Empfehlungen / Hinweise: 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (ruderale Säume und Gehölze) sind vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und 
RAS_LP 4 zu schützen. 

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden 
Vogelarten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) 
erfolgen. 

Tiere / Artenschutzrechtliche Belange 

Die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange wird unter Berücksichtigung des Leitfadens für die 
artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen durchgeführt. Maßgeblich für die Belange des Artenschutzes 
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sind die Vorgaben des § 44 ff. Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in Verbindung mit den Vorgaben 
der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vogelschutzrichtlinie (VRL). Die in § 44 Abs. 1 BNatSchG 
genannten Verbote gelten grundsätzlich für alle besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie 
weiterhin für alle streng geschützten Tierarten (inkl. der Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) und 
alle europäischen Vogelarten. In Planungs- und Zulassungsvorhaben gelten jedoch die Verbote des  
§ 44 Abs. 1 BNatSchG nur für die nach BNatSchG streng geschützten Arten sowie für europäische 
Vogelarten mit ungünstigem Erhaltungszustand. Arten mit besonderem Schutz nach BNatSchG sind 
demnach ausgenommen. Für diese übrigen Tier- und Pflanzenarten gilt jedoch, dass sie im Rahmen der 
Eingriffsregelung mit besonderem Gewicht in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurde auf Vorkommen streng geschützter Tierarten geachtet.  

Aufgrund der im Plangebiet anthropogen geprägten Biotopausstattung sowie der vorhandenen 
Nutzungen, besteht im Plangebiet selbst nur ein geringes Potenzial an Vorkommen planungsrelevanter 
Arten. Nachfolgende Arten wurden als planungsrelevant eingestuft.  

Avifauna: Die vorhandenen Gehölzstrukturen im Bereich der privaten Gärten sowie entlang der 
 Nutzungsgrenzen im Umfeld des Plangebietes können potenziellen Lebensraum für Brut- und 
 Rastvögel darstellen. Die im Plangebiet vorhandenen ruderalen Wiesen / Grünlandflächen stellen 
 ebenfalls potenziellen Lebensraum bodenbrütender Vögel dar.  
 Aktuell konnten keine Hinweise auf Brutstätten (Nester, Baumhöhlen) im Bereich der 
 Gehölzstrukturen sowie Hinweise auf bodenbrütende Vogelarten im Bereich der 
 Wiese/Grünflächen gesichtet werden. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass diese 
 Bereiche zu einem späteren Zeitpunkt als Brut- und Nisthabitate genutzt werden. 
 Es kann jedoch ausgeschlossen werden, dass es durch das Vorhaben zu einer Verringerung der 
 Artenvielfalt im Plangebiet kommt, da im Nahbereich ausreichend Alternativlebensräume 
 (Biotope) zur Verfügung stehen. 
Insekten: Die bestehenden Gehölzstrukturen und ruderalen / extensiven Wiesen / Grünflächen sowie 
 Staudenbeete in den privaten Gärten stellen prinzipiell auch einen potenziellen Lebensraum für 
 Insekten dar. Aufgrund der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen und den jeweils 
 artspezifischen  Ansprüchen kann jedoch im Plangebiet das Vorkommen von streng geschützten 
 Arten gemäß des Anhang IV der FFH-Richtlinie ausgeschlossen werden.  
 Es kann auch ausgeschlossen werden, dass das Vorhaben zu einer Verringerung der auf dieses 
 Gebiet angewiesenen Tierpopulationen, hier Insekten kommt, da genügend Ausweichhabitate im 
 Umkreis des Vorhabens zur Verfügung stehen. 
 

Biologische Vielfalt 

Wie bereits beschrieben, ist das Plangebiet durch die z.T. vorhandenen Siedlungsstrukturen bereits stark 
anthropogen überprägt. Die biologische Vielfalt im Plangebiet selbst ist gering. 

Im Plangebiet sind keine Vorkommen artenschutzrelevanter Arten, geschützter Biotope und invasiver 
Arten bekannt.  
Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Das Plangebiet befindet sich am Ortsrand und ist grundsätzlich durch die angrenzende und z.T. 
vorhandene Bestandsbebauung des Sondergebietes für Ein- und Zweifamilienhäuser mit der 
Zweckbestimmung Wohnen geprägt.  

Für das Plangebiet ergibt sich damit eine größtenteils geringe Konfliktsituation. Es sind keine 
Schutzgebiete oder geschützten Biotope betroffen. Die Zulässigkeit der Bebauung im Naturpark 
„Hessische Rhön“ sowie im Biosphärenreservat „Rhön“ sind bereits gegeben. 

Der bereits rechtkräftige Bebaubauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ enthält bereits Festsetzungen zu 
Maßnahmen / Pflanzungen auf den privaten Grundstücken. Diese gelten auch für die 1. Änderung des 
Bebauungsplans. Somit können neue Biotopstrukturen und Lebensräume geschaffen werden.  

Bei der Vorauswahl der potenziell betroffenen artenschutzrechtlich relevanten Artengruppen unter 
Berücksichtigung der räumlichen Lage und der Habitatausstattung des Plangebietes ergaben sich 
Qualitäten als Lebensraum für verschiedene Vogelarten. 

Aufgrund der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen und den jeweils artspezifischen Ansprüchen 
kann im Plangebiet das Vorkommen von streng geschützten Insekten gemäß des Anhang IV der FFH-
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Richtlinie ausgeschlossen werden.  

Im Zuge der Bestandsaufnahme konnten keine Hinweise auf Vorkommen von Brut-/Niststätten 
planungsrelevanter Vogelarten (Nester/Bodennester) festgestellt werden. 

Wie bereits beschrieben, kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass die im Planungsraum 
vorkommenden wenigen Gehölzstrukturen sowie der ruderalen Wiesen zur Reproduktion (vor allem von 
Vögeln) genutzt werden und auch als Sommerlebensraum für Zauneidechsen. Es kann jedoch 
ausgeschlossen werden, dass es durch das Bauvorhaben zu einer Verringerung der auf dieses Gebiet 
angewiesenen Tierpopulationen kommt, da keine Vogelart oder Zauneidechse explizit auf die dort 
vorkommenden Strukturen angewiesen ist. Die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ist 
nicht gefährdet, im Nahbereich des Plangebietes stehen ausreichend alternative Lebensräume (Biotope) 
zur Verfügung.  

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der 
gemeinschaftsrechtlichen geschützten Arten, sowie der Verantwortung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, 
wurden zum Arten- und Biotopschutz im vorliegenden Bebauungsplan entsprechend nachfolgende 
Hinweise und Empfehlungen zum Arten- und Biotopschutz (Vermeidungsmaßnahmen) getroffen. 

- Die Beachtung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG gilt auch bei der nachfolgenden 
konkreten Planumsetzung. Der Vorhabenträger bzw. Bauherr muss den Erfordernissen des 
Artenschutzes ggf. auch hier Rechnung tragen (Prüfung der Artenschutzbelange bei allen 
genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren, gilt auch für Vorhaben des  
§ 63 HBO). 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen bzw. am Rand befindlichen Gehölze sind vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und 
RAS_LP 4 zu schützen. 

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden 
Vogelarten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) 
erfolgen 

- Weiterhin enthält der Bebauungsplan Festsetzungen zur Art der Beleuchtung, welche nicht nur 
der Energieeinsparung dienen, sondern auch dem Artenschutz zugutekommen. 

Unter Berücksichtigung der oben genannten Empfehlungen besteht kein Erfordernis der Zulassung einer 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. der Befreiung nach § 67 BNatSchG. 

Entsprechend der Ausführungen zur geplanten Eingriffsminimierung ist bei Durchführung der Planung 
unter Berücksichtigung der aufgeführten Maßnahmen/Empfehlungen und der festgesetzten Maßnahmen 
zur Begrünung der privaten Grundstücke mit keinen nachteiligen Wirkungen auf das Schutzgut  
Pflanzen / Tiere / biologische Vielfalt zu rechnen. 

2.5 Landschaft 
Das Plangebiet befindet sich in einem landschaftlich sehr reizvollen Gebiet in der Hessischen Rhön und 
ist an drei Seiten von der freien Landschaft umgeben. Es befindet sich in Hanglage in Richtung Süden, 
zum angrenzenden Siedlungsgebiet des Ortsteils Eckweisbach abfallen. Die Landschaft hier vielfältig und 
strukturreich. Die angrenzenden Freiflächen, vorrangig Wiesen sind je nach Nutzungsintensität 
artenreich. Entlang der Feld-/Wirtschaftswege, welche  die freie Landschaft queren, sind verschiedene 
Gehölz- und Saumstrukturen zu finden. In ca. 620 m Entfernung (hangaufwärts in Richtung Norden) 
beginnt ein größeres, zusammenhängendes Waldgebiet.  

Das Plangebiet ist als Siedlungsgebiet überprägt und weist keine landschaftsprägenden Elemente auf.  

Auch die noch unbebauten Bereiche sind im Zuge der Herstellung der angrenzenden 
Erschließungsstraßen und der hier vorhandenen Topografie bereits grob überformt worden.  

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Das Plangebiet weist aufgrund seiner bereits vorhandenen Erschließung und zum Teil bebauten Flächen 
keine hohe Natürlichkeit auf. 

Durch die Umsetzung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ wird die bereits hier für 
den Standort und der Umgebung angepasste Bebauung optimiert, um eine bessere Nutzung zu 
ermöglichen. Im Zuge der weiteren Vermarktung der noch unbebauten Grundstücke können dann auch 
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die nicht überbauten Grundstücke entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans im Hinblick auf 
die Gestaltung der privaten Grünflächen hergestellt und entwickelt werden, um eine schöne 
Durchgrünung des Gebietes zu erzielen, was zu einer Aufwertung des Landschaftsbilds und des 
Ortsrandes gegenüber dem Bestand führen wird. 

Durch das Vorhaben entstehen somit keine Eingriffe in die freie Landschaft in bedeutendem Maße. 
Erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie optische Störungen durch das geplante 
Vorhaben sind nicht zu erwarten.  

2.6 Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 
Das Plangebiet bzw. der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ 
liegt am Ortsrand des Ortsteils Eckweisbach. Das Gebiet ist als Siedlungsstandort mit einer lockeren 
Wohnbebauung bereits durch die z.T. bestehende Bebauung geprägt.  

Das Plangebiet wird über das bestehende öffentliche Straßennetz („Im Augsgrund“, „Am Sonnenhang“ 
und „Oberer Augsgrund“) sowie bestehender fußläufiger Verbindungen erschlossen.  

Das Plangebiet selbst wird nicht zur Erholungsnutzung der vorhandenen und umliegenden 
Wohnbebauung genutzt. Die am Plangebiet umliegend beginnende freie Landschaft, welche mit Feld- 
und Wirtschaftswegen durchzogen ist, wird zum Wandern, Radfahren zur Freizeit- und Erholungsnutzung 
genutzt.  

Eine Vorbelastung hinsichtlich Staub, Geruch und Lärm ist im Gebiet nicht gegeben.   

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

Die durch die Umsetzung des Planvorhabens anlagenbedingten Auswirkungen auf den Menschen 
bedingen sich primär durch die Inanspruchnahme/Verlust von Vegetation, einer dichteren Bausubstanz, 
sowie damit einhergehenden Veränderungen des Mikroklimas.  

Da es sich bei dem Plangebiet bzw. der 1. Änderung des Bebauungsplans nur um geringfügige 
Anpassungen hinsichtlich der möglichen Bebaubarkeit der noch freien Bauflächen gibt handelt, sind diese 
Auswirkungen jedoch als gering zu bewerten. Zudem enthält der bereits rechtkräftige Bebauungsplan 
Nr.4 „Im Augsgrund“ Festsetzungen zur Begrünung der privaten Grundstücksfreiflächen. Diese können 
mit Fertigstellung der Bebauung im Plangebiet umgesetzt werden, was zu einer optischen Aufwertung 
des Gebietes führt und sich positiv auf das Wohnumfeld auswirkt. 

Für die Erholungseignung bleibt des Plangebietes von untergeordneter Bedeutung. Somit kann davon 
ausgegangen werden, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut entstehen. 

Im Plangebiet sind keine Nutzungen, welche eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung benötigen, 
vorhanden oder zulässig. Grundsätzlich ist die Einhaltung aller sich aus der TA Lärm ergebenden 
Anforderungen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans einzuhalten. 

Baubedingt kann es im Zuge der Bauaktivitäten zu Erschütterungen, Staubentwicklungen und (Bau-)Lärm 
kommen, die zu einer Beeinflussung des Wohlbefindens des Menschen führen. Diese möglichen 
Auswirkungen sind jedoch nur temporär und auf den Zeitraum der Bautätigkeiten im Plangebiet 
beschränkt. Sie werden als „sehr gering“ bzw. nicht erheblich eingeschätzt. 

Durch das Vorhaben werden keine erheblichen Beeinträchtigungen hervorgerufen, die mit negativen 
Auswirkungen auf die bestehende Wohnbebauung verbunden ist. Die Nutzungen (Wohnen sowie 
temporäres Wohnen in Ferienwohnungen, Pensionen etc.) bleiben unverändert und fügen sich an die 
bestehenden Nutzungen der Umgebung an. 

Bezüglich des Schutzgutes Mensch, menschlicher Gesundheit und Erholung, ist von keiner negativen 
Auswirkung auszugehen. 

2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe 
Im Plangebiet selbst sowie dem näheren Umfeld sind keine archäologischen Fundstellen, Kultur-, Bau- 
oder Bodendenkmäler bekannt.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aufgrund der bereits bestehenden Ausweisung des 
Sondergebietes für Ein- und Zweifamilienhäuser nicht Teil eines kulturhistorischen Ortsbildes.  

Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 
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Der Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ trifft bereits Festsetzungen zur Gestaltung und Begrünung der 
privaten Grünflächen, welche auch weiterhin für die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 gelten. Die 
getroffenen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzungen im Plangebiet selbst, dienen der besseren 
Einbindung der Bebauung in die angrenzenden Siedlungsstrukturen sowie der vorhandenen Topgraphie 
um die Umgebung (Ortsrand/Landschaftsbild) einzufügen. 

2.8 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
Wechselwirkungen im Sinne des § 2 UVPG sind Eingriffsfolgen auf ein Schutzgut, die sich indirekt, d.h. 
i.d.R. auch zeitlich versetzt, auf andere Schutzgüter auswirken. Wechselwirkungen werden 
strenggenommen, wenn es Rückkoppelungseffekte gibt, dazu führen, dass Veränderungen der 
Schutzgüter sich wechselseitig und fortwährend beeinflussen. Eine „einmalige“ Sekundärwirkung ist 
eigentlich nichts anderes als eine (wenn auch u.U. schwer zu prognostizierende) Eingriffswirkung und 
sollte im Kontext der schutzgutbezogenen Eingriffsbewertung bereits abgearbeitet sein.  

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ getroffenen Festsetzungen/Nutzungen 
etc., werden keine zusätzliche erhebliche Betroffenheit der Schutzgüter Pflanzen / Tiere / biologische 
Vielfalt, Wasser, Luft/Klima, kulturelles Erbe, Landschaftsbild, sonstige Sachgüter sowie Mensch, 
menschliche Gesundheit und Erholung prognostiziert bzw. gegenüber der bereits bestehenden 
Ausweisung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ hervorgerufen. 

Über die bereits beschriebenen Auswirkungen hinaus werden keine relevanten Wechselwirkungen 
zwischen den vorgenannten Umweltauswirkungen festgestellt. 

Von einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden ist aufgrund der bestehenden 
Vorbelastungen (Nutzungen) und anthropogenen Überformung der Flächen bei Einhaltung der genannten 
Vermeidungsmaßnahmen nicht auszugehen. 

2.9 Grenzüberschreitende Auswirkungen des Vorhabens 
Grenzüberschreitende Auswirkungen des Vorhabens sind nicht zu erwarten. Das Vorhaben besitzt 
bedingt Auswirkungen auf die nähere Umgebung. Durch die minimal mögliche Verdichtung innerhalb des 
bereits ausgewiesenen Baugebietes am Siedlungsrand, wird das Mikroklima bzw. die Wahrnehmung des 
Standortes geringfügig verändert. Durch die im Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ getroffenen 
Festsetzungen zur Eingrünung des Gebietes bzw. der privaten Grundstücke und der in der 1. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 4 getroffenen Festsetzungen, zum Maß der baulichen Nutzungen und 
Gestaltung der Bebauung, kann das Gebiet gut in die Bestandbebauung integriert werden.  

Im Zuge von Baumaßnahmen im Rahmen der Baudurchführung der noch unbebauten Flächen kann es 
während der Realisierungsphase zu erhöhten Lärm- und Feinstaubimmissionen, von denen die 
Anwohner der angrenzenden Siedlungsstrukturen betroffen sein können.  

2.10 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts in der Abwägung zu berücksichtigen.  

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ getroffenen  
Festsetzungen / Nutzungen und Hinweise / Empfehlungen, werden keine zusätzliche erhebliche 
Betroffenheit der Schutzgüter des UVPG gegenüber der bereits bestehenden Ausweisung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ hervorgerufen. Das heißt, es ergeben sich keine erheblichen 
Beeinträchtigungen der Schutzgüter Fläche, Pflanzen / Tiere / biologische Vielfalt, Wasser, Luft/Klima, 
Kulturelles Erbe, Landschaftsbild, sonstige Sachgüter sowie Mensch, menschliche Gesundheit und 
Erholung prognostiziert. 

Aus Gründen der Umweltvorsorge und um die Belange von Natur und Landschaft angemessen zu 
berücksichtigen, enthält die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 nachfolgende Festsetzungen zu 
Schutz des Bodens sowie Klima und Luft: 

- Die Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Flächenbefestigungen sind zu minimieren. Befestigungen der Zufahrten und Stellplätze sollten in 
offenfugigen bzw. durchlässigen Materialien (z.B. Rasenfugenpflaster, Schotterdecke) hergestellt 
werden. 
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- Als Dachform von Garagen und Carports sind auch Pultdach oder Flachdach zulässig. Dächer 
von Garagen und Carports mit einer Dachneigung von unter 10° und einer Dachfläche von >50 
m² sind jeweils zu einem Anteil von mind. 80 % in extensiver Form mit einer Sedum-Kraut-
Begrünung zu versehen. Die Stärke der Vegetationsschicht muss mind. 8 cm, die Gesamtstärke 
des Begrünungsaufbaus bei Verwendung einer Dränmatte mind. 10 cm, bei Verwendung eines 
Schüttstoffgemisches mind. 12 cm betragen. 

- Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerische anzulegen und zu unterhalten. Die 
Festsetzungen in Punkt 7a und 7b des rechtkräftigen Bebauungsplan Nr.4 „Im Augsgrund“ sind 
dabei einzuhalten. 

- In Vorgärten sind Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten oder-schüttungen von mehr  
als 1 m² Fläche unzulässig, soweit sie: 

° auf einem (Unkraut-)Vlies, einer Folie oder einer vergleichbaren Untergrundabdichtung 
aufgebracht werden 

° und nicht wie bei einem klassischen Steingarten die Vegetation, sondern das steinerne 
Material als hauptsächliches Gestaltungsmittel eingesetzt wird 

° oder soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude dienen. Dem Spritzwasserschutz 
dienen Hausumrandungen mit einer Breite von bis zu 40 cm oder entsprechend dem 
jeweiligen Dachüberstand. 

Weiterhin werden nachfolgende Hinweise und Empfehlungen zur Wasserwirtschaft / Grundwasser und 
Niederschlagswasser und Altlasten und Bodenschutz sowie Arten- und Biotopschutz aufgeführt: 

- Zum Schutz des Grundwassers wird auf die allgemeinen Sorgfaltspflichten im Sinne des  
§ 5 Wasserhaushaltgesetz (WHG) verwiesen, welche zu beachten sind. 

- Zusätzliche Maßnahmen zur Reduzierung der Oberflächenversiegelung und ggf. eine 
Regenwasserspeicherung sind zulässig und sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahren 
nach Bedarf zu planen und zu bemessen. Vor Inbetriebnahme einer Brauchwasseranlage ist 
der Gemeinde eine Bestätigung über die bauliche Fertigstellung und technische 
Betriebssicherheit der Anlage (einschl. Kontrolle der betrieblichen Trennung der 
Brauchwasserzuleitung und der Nachspeisung über das Trinkwasser) vorzulegen. Die 
Installation von Anlagen zur Brauchwassernutzung ist ausschließlich von zugelassenen 
Fachbetrieben durchzuführen. Die Inhaber von Anlagen, die zur Entnahme oder Abgabe von 
Wasser bestimmt sind, das keine Trinkwasserqualität hat, haben den Bestand unverzüglich der 
zuständigen Behörde anzuzeigen. 

- Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedinge schädliche 
Bodenveränderungen, ist im Sinne der Mitwirkungspflichten nach § 4 (2) HAltBodSchG die 
zuständige Bodenschutzbehörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen. 

- Bei der Bauausführung sind die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) herausgegebenen Merkblätter 
„Bodenschutz für Häuslebauer“ und „Bodenschutz für Bauausführende“ zu beachten. 

- Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine 
durchwurzelbare Bodenschicht, sind die Anforderungen der §§ 6-7 BBodSchV n.F. zu 
beachten 

- Die Beachtung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG gilt auch bei der nachfolgenden 
konkreten Planumsetzung. Der Vorhabenträger bzw. Bauherr muss den Erfordernissen des 
Artenschutzes ggf. auch hier Rechnung tragen (Prüfung der Artenschutzbelange bei allen 
genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren, gilt auch für Vorhaben des  
§63 HBO). 

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden 
Vogelarten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) 
erfolgen. 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (ruderale Säume und Gehölze) sind vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und 
RAS_LP 4 zu schützen. 



  
 Datum: 10.10.2023 
 Seite 22 (25) 
 
 

Umweltbericht zur 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“, OT Eckweisbach 

Zudem dienen die getroffenen textlichen Festsetzungen zur Beleuchtung (Punkt 5 der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“) nicht nur dem Klimaschutz im Sinne der Energieeinsparung, 
sondern auch dem Artenschutz und der Vermeidung von Lichtverschmutzung. 

Von einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Bodens ist aufgrund der bestehenden 
Vorbelastungen (Ausweisung Wohnbaufläche mit bereits bestehender Überformung des Plangebietes), 
der geringen Biotopausstattung und Lebensraumqualität geschützter Arten bei Einhaltung der genannten 
Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen nicht auszugehen. 

Dennoch ist die durch die Erhöhung der überbaubaren Fläche (Grundflächenzahl) entstehende 
zusätzliche Bodenversiegelung und Inanspruchnahme von Biotopen geringer Bedeutung im Umfang von 
1.177 m² auszugleichen.  

2.11 Anderweitige Planungsmöglichkeiten / Alternativstandorte 
Beim der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ handelt es sich um ein bereits als 
Sondergebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser mit Einliegerwohnung oder Pension ausgewiesenes 
Baugebiet, welches bereits voll erschlossen ist. 

Entsprechend der gültigen Baunutzungsverordnung (BauNVO) ist die Festsetzungen eines 
Sondergebietes mit den genannten Nutzungen (Wohnen, Einliegerwohnung, Fremdenzimmer) nach 
§ 10 BauNVO nicht möglich bzw. zulässig. Aus diesem Grund wir die bauliche Nutzung im Zuge der  
1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ geändert. Das Plangebiet wird als Allgemeines 
Wohngebiet gem. § 4 BauNVO ausgewiesen. Zulässig in diesem Sinne, sind Wohngebäude mit 
Einliegerwohnungen sowie Pensionen und private Zimmervermietungen bis zu 15 Betten. Dies entspricht 
weiterhin dem Bestand.  

Durch die im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 4 getroffenen Anpassung der Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung soll das z. Teil noch unbebaute Gebiet für Familien attraktiver werden. 
Die Gemeinde hofft hier auf eine bessere Vermarktung und Auslastung des bereits erschlossenen 
Gebietes. Die Nachfrage an Bauplätzen im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Hilders wächst 
zunehmend. Durch die bessere Ausnutzung bereits ausgewiesener Wohnbauflächen kann auf eine 
Neuausweisung von Baugebieten, vor allem hier im Ortsteil Eckweisbach, aktuell verzichtet werden.  

Das Planvorhaben leistet durch die Nachverdichtung einen wertvollen Beitrag zur Innenentwicklung und 
entspricht damit den Vorgaben des BauGB § 1a Abs. 2 mit Grund und Boden sparsam umzugehen und 
Maßnahmen umzusetzen, die die Bodenversiegelung auf das Notwendigste begrenzt.  

2.12 Erhebliche nachteilige Auswirkungen 
Aufgrund der geringen planbedingten Änderungen sowie fehlender Summationseffekte mit anderen 
Vorhaben werden erhebliche nachteilige Auswirkungen nicht erwartet. Auch bestehen keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die entstehenden Umweltauswirkungen bei der Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach dem Fachrecht zu 
berücksichtigen sind.   

3 Zusätzliche Angaben 

3.1 Technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf aufgetretene 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Die Bestandsaufnahmen und Bewertungen des vorliegenden Umweltberichts basieren auf aktuellen Feld-
erhebungen, auf der Auswertung vorhandener Unterlagen (Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“, 
Flächennutzungsplan der Marktgemeinde Hilders, Regionalplan Nordhessen, Fachinformationssysteme 
der Hess. Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie) und Internetrecherchen, eingegangenen 
Informationen der Fachbehörden im Zuge der bereits durchgeführten Behördenbeteiligung gemäß § 4 
Abs.2 BauGB. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der 
vorliegenden Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.2 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die aufgrund der 
Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere 
Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf Tiere und Pflanzen, biologische 
Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft, NATURA 2000-Gebiete, 
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Mensch/Gesundheit/Bevölkerung, Kultur- und sonstige Sachgüter 
Eine Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben und Nutzungen für schwere Unfälle 
oder Katastrophen ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht gegeben. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Schutzgüter Tier/Pflanzen/Biologische Vielfalt, Fläche/Boden, Wasser, Klima/Luft, 
Landschaftsbild, Mensch/Gesundheit/Bevölkerung sowie Kultur- und sonstige Sachgüter sowie auf 
NATURA 2000-Gebiete durch schwere Unfälle oder Katastrophen sind ebenfalls nicht zu erwarten. 

 

3.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 
Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 

Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden/Städte verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die 
aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete 
Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Die Gemeinde soll dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3 
Buchstabe b der Anlage zum BauGB angegebenen Überwachungsmaßnahmen sowie die Informationen 
der Behörden nach § 4 Abs. 3 BauGB nutzen. Hierzu ist anzumerken, dass es keine bindenden 
gesetzlichen Vorgaben hinsichtlich des Zeitpunktes und des Umfanges des Monitorings gibt. Auch sind 
Art und Umfang der zu ziehenden Konsequenzen nicht festgelegt. 

In eigener Zuständigkeit kann die Marktgemeinde Hilders im vorliegenden Fall nicht viel mehr tun, als die 
Umsetzung des Bebauungsplans zu beobachten, was ohnehin Bestandteil einer verantwortungsvollen 
Stadt-/Gemeindeentwicklung ist. Ein sinnvoller und wichtiger Ansatzpunkt kann z.B. sein, festzustellen, 
ob die Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich (Festsetzungen zur Begrünung 
der des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“) umgesetzt wurden.  

Weiterhin sind bodenbezogene Überwachungsmaßnahmen im Zuge der Eigenüberwachung bei der 
Durchführung / Umsetzung der Bauleitplanung durch die Marktgemeinde Hilders zu kontrollieren. Hierzu 
gehört die Kontrolle von: 

- Nutzung vorhandener Wege und vorrangige Belegung von bereits versiegelten und 
vegetationslosen bzw. gestörten Flächen für die Anlage von Lagerflächen, 
Baustelleneinrichtungen etc. 

- Vermeidung und Minimierung von baubedingten Belastungen sowie Schadstoffeinträgen durch 
generelle Durchführung von Bodenschutz nach DIN 18300 und Schutzmaßnahmen nach  
DIN 18915 sowie Einhaltung entsprechender Bestimmungen und Regeln der Technik für den 
Baubetrieb.  

- Rekultivierung temporär beanspruchte Flächen. Bei der Rekultivierung wird vor dem Auftrag des - 
Oberbodens der anstehende Boden tief aufgelockert. 

- Unbedingte Vermeidung von Schadstoffeinträgen (Öl, Treibstoffe, Beton etc.) in 
Oberflächengewässer und Grundwasser. 

Solange die Marktgemeinde Hilders keinen Anhaltspunkt dafür hat, dass die Umweltauswirkungen von 
den bei der Planaufstellung prognostizierten nachteiligen Umweltauswirkungen abweichen, besteht in der 
Regel keine Veranlassung für spezifische weitergehende Überwachungsmaßnahmen.  

Insgesamt erscheint es sinnvoll, die Überwachung auf solche Umweltauswirkungen zu konzentrieren, für 
die auch nach Abschluss der Umweltprüfung noch Prognoseunsicherheiten bestehen. Im Rahmen der 
vorbereiteten Planung betrifft dies die Umsetzung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich (Kontrolle alle zwei Jahre durch die Gemeinde).  

3.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung 

Bei Nichtdurchführung des Bebauungsplanes ist bis auf weiteres von einer gleichbleibenden Nutzung des 
Gebietes auszugehen. Daher sind bei einer Null-Lösung keine negativen Umweltauswirkungen auf das 
Untersuchungsgebiet zu erwarten. Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiter nach 
den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr.4 „Im Augsgrund“ in der Fassung vom August 1982 bebaut 
werden können. Ggf. würden die noch unbebauten Flächen aufgrund der schwierigen Bebauung 
(Hanglage) weiterhin unbebaut bleiben.  
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4 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ im Ortsteil Eckweisbach der Marktgemeinde Hilders aus dem 
Jahr 1982 schuf die Voraussetzungen für die Errichtung von Wohnbebauung. Vorgesehen war ein 
Sonderbaugebiet für Ein- und Zweifamilienhäuser mit Einliegerwohnung sowie Pensionen und private 
Zimmervermietung bis zu 15 Betten. Das Baugebiet ist aktuell zu ca. 50 % ausgelastet und entspricht mit 
den damalig getroffenen Festsetzungen nicht mehr den aktuell städtebaulichen Standards bzw. 
Gegebenheiten. Um eine bessere Vermarktung zu erzielen, soll daher der Bebauungsplan im Zuge einer 
1. Änderung hinsichtlich der getroffenen Festsetzungen zu den baulichen Anlagen (GRZ, GFZ, 
Geschosszahl) angepasst werden. Um die Eigentümer der bereits bebauten und baurechtlich 
genehmigten Wohnhäuser nicht zu benachteiligen, werden diese Grundstücke auch in den 
Geltungsbereich der 1. Änderung mit einbezogen. Somit wird Ihnen auch die Möglichkeit für einen 
angepassten Um- oder Ausbau ihrer Gebäude gegeben. 

Zur Untersuchung der von den Bauleitplanverfahren begründeten Umweltauswirkungen wurde eine 
Umweltprüfung durchgeführt. Deren Ergebnisse werden im vorliegenden Umweltbericht 
zusammengefasst.  

Demnach wird durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ keine erhebliche 
Betroffenheit der Schutzgüter des UVPG gegenüber der bereits bestehenden Ausweisung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ hervorgerufen.  

Das heißt, es ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Fläche, Pflanzen / 
Tiere / biologische Vielfalt, Wasser, Luft/Klima, kulturelles Erbe, Landschaftsbild, sonstige Sachgüter 
sowie Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung. 

In Bezug auf das Schutzgut Boden wird die Situation gegenüber der Bestandsfestsetzungen verändert. 
Die zulässige Überbauung (GRZ = 0,2) wird um 10 % im Plangebiet auf GRZ 0,3 erhöht. Somit können 
rd. 1.177 m² zusätzlich im Plangebiet versiegelt bzw. überbaut werden. Diese zusätzliche 
Inanspruchnahme wurde in einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanz gemäß der Hessischen 
Kompensationsverordnung (KV, 2018) bilanziert (vgl. Anlage 1 zum Umweltbericht). Es ergibt sich hier 
ein Kompensationsdefizit von 12.947 Biotopwertpunkten (BW). Diese zusätzliche Inanspruchnahme und 
der damit verbundene Verlust von natürlichem Boden wird in Abstimmung mit der zuständigen Unteren 
Naturschutzbehörde durch eine geeignete Ausgleichsmaßnahme im Gemeindegebiet der Marktgemeinde 
Hilders oder über den Abgleich von Ökopunkten der Marktgemeinde Hilders kompensiert. 

Die vorliegende Planänderung führt zudem zu keiner Veränderung der klimatischen oder lufthygienischen 
Situation, ebenso wird das Landschaftsbild gegenüber den bestehenden Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht verändert. 

Vorliegend ist ein Lebensraum mit geringer biologischer Vielfalt betroffen. Durch die Einhaltung der 
getroffenen Empfehlungen zum Arten- und Biotopschutz sowie der Maßnahmen zur Begrünung der 
privaten Grundstücke wird die biologische Vielfalt im Plangebiet erhöht.  

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet mit Kulturlandschaftsbereichen oder  
Bau- und /Bodendenkmälern sind nicht gegeben. Bodenrechtliche Spannungen mit Bergwerksfeldern 
werden nicht ausgelöst. 

Hinsichtlich des Schutzgutes Pflanzen / Tier sind aufgrund der Ausprägung des Plangebietes (struktur- 
und artenarm), keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Aus Gründen der Umweltvorsorge und 
um die Belange von Natur und Landschaft angemessen zu berücksichtigen, enthält die 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 4 „Im Augsgrund“ jedoch weitere Hinweise und Empfehlungen zum Arten- und 
Biotopschutz, welche vor allem der Vermeidung von Beeinträchtigungen dienen sowie Festsetzungen zur 
Beleuchtung, welche ebenfalls dem Artenschutz und Umweltvorsorg zugutekommen. Weiterhin sind 
grünordnerische Festsetzungen zur Begrünung der privaten Grundstücksflächen aus dem 
Bebauungsplan Nr. 4 „Im Augsgrund“ auch für die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Im 
Augsgrund“ bindend. Somit kann die Strukturvielfalt im Plangebiet selbst erhöht werden und neue 
Lebensräume entwickelt werden.  
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Blatt Nr. Ausgleichsberechnung nach § 15ff BNatSchG, § 7 HAGBNatSchG und  KV (ggf. zusätzliche Zeilen vor den Zeile 16 bzw. 24 einfügen)

Bez. der Maßnahme, Gemeinde, Gemarkung,Flur, Flurstück (Blätter f. jede Maßnahme,jedes Flurstück, Zusatzbewertung pro Typ)

Nutzungstyp nach Anlage 3 KV WP  Fläche je Nutzungstyp  in qm Biotopwert [WP] Differenz [WP]
/qm vorher nachher vorher

Teilfläche Nr. Typ-Nr Bezeichnung
Kurzform 270 §30 LRT Zus-Bew Sp. 3 x Sp. 4 Sp. 3 x Sp. 6 Sp. 8 - Sp. 10

1 2a 2c 2d 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

gliedern in 1. Bestand u. 2. n. Ausgleich
XXXXX 1. Bestand vor Eingriff

10.510 10.510 sehr stark oder völlig  versiegelte Flächen 3 2518 7554 0 7554
10.710 10.710 überbaute Flächen, Dachfläche nicht begrünt 3 2.355 7065 0 7065
11.221 11.221 Arten- und strukturarme Haugärten 14 9.418 131852 0 131852
11.222 11.222 arten- und strukturreiche Hausgärten 25 2154 53850 0 53850
11.225 11.225 Extensivrasen, Wiesen im besiedelten Raum 23 0 0 0

5.243 5.243 arten- und strukturarme Gräben 29 197 5713 0 5713
0 0 0

2. Zustand nach Ausgleich / Ersatz
10.510 10.510 sehr stark oder völlig  versiegelte Flächen 3 2518 0 7554 -7554
10.710 10.710 überbaute Flächen, Dachfläche nicht begrünt 3 3532 0 10596 -10596
11.221 11.221 Arten- und strukturarme Haugärten 14 8241 0 115374 -115374
11.222 11.222 arten- und strukturreiche Hausgärten 25 2154 53850 -53850
11.225 11.225 Extensivrasen, Wiesen im besiedelten Raum 23 0 0 0

5.243 5.243 arten- und strukturarme Gräben 29 197 0 5713 -5713
0 0 0

Summe/ Übertrag nach Blatt Nr. 16.642 0 16.642 0 206034 0 185533 0 12947 0

Zusatzbewertung (Siehe Blätter Nr.:                                       )
Anrechenbare Ersatzmaßnahme  (Siehe Blätter Nr ___________ )

Su 12947 12947

Auf dem letzten Blatt: Kostenindex KI 0,40 EUR 5.178,80 €

Umrechnung in EURO +reg. Bodenwertant.
Ort, Datum und Ihre Unterschrift für die Richtigkeit der Angaben Summe EURO =KI+rBwa 0,40 EUR 5.178,80

Die grauen Felder werden von der Naturschutzbehörde benötigt, bitte nicht beschriften! EURO Ersatzgeld

1. Änderung Bebauungsplan Nr. 4 "Im Augsgrund" im OT Eckweisbach, Marktgemeinde Hilders

ggfs. ankreuzen, ob gesetzl. Schutz, LRT oder Zusatzbewertung nachher

2b

Übertr.v.Bl. Nr.
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